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Für den Nachrichtendienst scheint der Wind zu drehen
BUNDESRAT SVP und SP

befürworten erstmals ein
«Lauschangriff»-Gesetz. Der

Gewerbeverband fürchtet
Willkür bei der Umsetzung.

Mehr Kompetenzen für den Nach-
richtendienst rücken in Griffnähe. 2009
hatte eine Koalition von SVP, SP und
Grünen noch einen Reformversuch ver-
hindert. Gestern konnte der Bundesrat
zur Kenntnis nehmen, dass SP und SVP
in der Vernehmlassung das neue Nach-
richtendienstgesetz (NDG) begrüssen.

In bestimmten Fällen soll der Nach-
richtendienst künftig etwa Telefonge-
spräche abhören, Wanzen in Privaträu-
men installieren und private Post öffnen
dürfen. Solche besonderen Informa-
tionsbeschaffungsmittel sollen präventiv
vor allem im Kampf gegen Terrorismus,

Spionage, illegalen Waffenhandel und
zum Schutz kritischer Infrastrukturen
erlaubt werden. Dies aber nur, wenn
sowohl das Bundesverwaltungsgericht
als auch der Bundesrat zustimmen.

SVP will Dienst nicht abschaffen
«Man darf die Diskussion nicht ad

absurdum führen», erklärt der Schaff-
hauser SVP-Nationalrat Thomas Hurter
den Sinneswandel seiner Partei. Mit dem
vorgesehenen doppelten Bewilligungs-
verfahren trage man dem Persönlich-
keitsschutz Rechnung. «Wenn man wei-
terhin darauf beharrt, dem Nachrichten-
dienst keine zusätzlichen Kompetenzen
zu gewähren, kann man ihn wegen des

mangelnden Handlungsspielraums auch Diese beiden Forderungen will der
gleich abschaffen», sagt der Sicherheits- Schwyzer SVP-Nationalrat auch in seiner
politiker. Er rechnet nun mit einer Ja- Partei einbringen.
Mehrheit im Parlament. Zweifel am BewilligungsverfahrenDer Nachrichtendienst habe heute zu
wenig Kompetenzen, meint auch Chan- Wenig Begeisterung herrscht auch
tal Galla& (SP), Präsidentin der Sicher_ beim Schweizerischen Gewerbeverband
heitspolitischen Kommission des Natio- (SGV). Der zuständige Ressortleiter Hen-

rique Schneider bezweifelt die Wirksam-
nalrats: «Der Nachrichtendienst soll keit des doppelten Bewilligungsverfah-
auch präventiv überwachen dürfen.» rens: «Das ist keine echte Barriere.» Das
Allerdings stimme die SP nur zu, wenn Bundesverwaltungsgericht sei zu träge,
die Aufsicht über den Nachrichtendienst um die Kontrollfunktion seriös wahrzu-
zusätzlich verstärkt und ausgebaut wer- nehmen: «Entweder bräuchten sie dafür
de. zu lange, oder sie würden Anträge zu

Galladh fürchtet allerdings, dass es schnell bewilligen - mit dem einzigen
das neue Gesetz im Parlament durch Ziel, sie möglichst schnell vom Tisch zu
die Enthüllungen um die Praktiken des
amerikanischen Nachrichtendienstes haben.» Zudem bezweifelt er, dass der
schwer haben könnte. «Gerade damit Bundesrat das Interesse habe, Anträge
fremde Dienste in der Schweiz nicht des \7B5-Chefs eingehend zu prüfen:
eindringen können, müssen wir unseren «Warum sollten sie <Nein> sagen, wenn
Nachrichtendienst stärken, aber auch Hell Maurer eine Massnahme als ge-
gut kontrollieren.» eignet empfiehlt?»

Auns stellt Forderungen
Wenn es nach den Grünen ginge,

bliebe allerdings vorerst alles beim Al-
ten. Die Vorlage tangiere in der jetzigen
Form «in unzulässiger Weise die Grund-
rechte der einzelnen Bürger», so ihr
Argument. Zu den grössten Gegnern
gehört laut Vernehmlassungsbericht
auch die SVP-nahe Aktion für eine un-
abhängige und neutrale Schweiz (Auns).
Ihr Präsident Pirmin Schwander stellt
zwei Bedingungen: «Der Bundesrat
muss vorgängig festlegen, welche Ge-
suche überhaupt bewilligt werden dür-
fen. Die Geschäftsprüfungsdelegation
des Parlaments muss zudem jederzeit
unangemeldet auf alles Zugriff haben.»

Weniger Verfahrensrechte
Dem Nachrichtendienst würden über-

dies polizeiliche Aufgaben zugeteilt, was
zur Willkür führe, moniert Schneider
weiter. «Plötzlich dürfen sie in Belangen
tätig werden, die bereits als Straftatbe-
stände geregelt sind.» Vom Nachrichten-
dienst Verdächtigte hätten jedoch we-
niger Verfahrensrechte, als wenn die
Polizei gegen sie ermittle.

Die Kritiker könnten noch Gehör
finden. Die Botschaft an das Parlament
liegt noch nicht vor. Das Verteidigungs-
departement hat gestern den Auftrag
gefasst, diese vor Jahresende dem Bun-
desrat vorzulegen.
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